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Grünes
Licht

für die neue
Regierung
BERLIN Ampel-Parteien legen

Schwerpunkte für nächste Jahre fest

Von Carsten Hoffmann,
Theresa Münch, Martina Herzog

und Anna Ringle

I
n einem Industriehafen im Wes-
ten Berlins macht Deutschland
sich im trüben November auf in
die politische Zukunft. „Die Am-

pel steht“, sagt Olaf Scholz, siegrei-
cher Kanzlerkandidat der SPD und
nun schon beinahe im Amt. Falls der
Ort für die Vorstellung des Koaliti-
onsvertrages am Mittwoch bewusst
gewählt ist, ist Transformation das
passende Stichwort. Malocher-
Charme aus Stahl und Ziegelwän-
den außen, innen die Coolness zum
Tagungszentrum umgewandelter
Industriearchitektur.

„Mehr Fortschritt
wagen“, ist das Motto
hinter der Bühne, auf
der Scholz und FDP-
Chef Christian Lindner,
die Grünen Robert Ha-
beck und Annalena Ba-
erbock sowie die SPD-
Spitzen Norbert Walter-
Borjans und Saskia Es-
ken ihr „Bündnis für
Freiheit, Gerechtigkeit
und Nachhaltigkeit“
vorstellen.

Staatstragend Der
Ton ist keinesfalls eu-
phorisch, sondern
staatstragend-zuver-
sichtlich – alles Andere
erzeugt inmitten der
vierten Corona-Welle
schnell einen schiefen
Klang. Stolz ist spürbar über die
Diskretion der überstandenen
Verhandlungen. Diese habe man ja
gelegentlich von Ferne beobachten
können, sagt Scholz zu den anwe-
senden Journalisten – „wofür ich
mich nicht entschuldigen möchte“.
Die neuen Partner sparen nicht mit
Lob füreinander.

Habeck schlägt den üblichen
ganz großen Bogen und preist den
Koalitionsvertrag als Licht, das den
Bürgern im Pandemiedunkel leuch-
ten soll. „In einer Zeit, wo so viel Sor-
ge, Angst und Verunsicherung da
ist, ist es wichtig, dass wenigstens
ab und zu ein Zeichen, ein Doku-

ment in diesem Fall, des Mutes
und der Zuversicht gegeben
wird. Und ein solches legen
wir Ihnen hiermit heute vor.“

Allzu mühelos dürfen die
überstandenen Verhandlun-
gen allerdings auch nicht er-
scheinen – schließlich haben
die Parteien ihren Anhängern
noch schmerzhafte Kompromisse
zu verkaufen. Bei den Grünen müs-
sen die Mitglieder zustimmen, bei
SPD und FDP Parteitage.

Gerungen „Sehr geehrte Damen
und Herren, lieber Christian, Olaf,
Annalena, Saskia und Norbert, es
war manchmal ganz schön anstren-
gend“, sagt Habeck an die anwesen-

den Ampel-Spitzen ge-
wandt. „Wir haben uns
ganz schön viel zugemu-
tet.“ Lindner formu-
liert es so: „Die Ge-
spräche waren ge-
nauso kontro-
vers wie sie dis-
kret waren. Um
einzelne Sätze
haben wir teil-
weise Stunden
gerungen.“
Aber das Ergeb-
nis lohne die Mühen,
betonen sie alle.

„Uns eint der Glaube
an den Fortschritt und
daran, dass Politik et-
was Gutes bewirken
kann“, sagt Scholz. Das
gebe es nicht zum Null-
tarif. „Wir werden mas-

siv investieren, um Deutschland in
der Weltspitze zu halten.“

Corona-Krise Aber erst erklärt der
wohl künftige Kanzler den Kurs der
Ampel in der Corona-Krise und stellt
harte Maßnahmen in Aussicht. Im
Raum steht der Vorwurf, SPD, Grü-
ne und FDP hätten mit dem neuen
Infektionsschutzgesetz das schwere
Gerät aus dem Werkzeugkasten der
staatlichen Maßnahmen entfernt.
Das will keiner auf dieser Bühne gel-
ten lassen. Scholz sagt, es werde al-
les Erforderliche getan, um
Deutschland durch diese Krise zu
bringen.

Die Ampel-Parteien haben sich
viel vorgenommen, etwa beim Kli-
ma. Auffällig, wie Lindner den grü-
nen Partnern, die immerhin eine
„Klima-Regierung“ versprochen ha-
ben, hier zur Seite springt und versi-
chert: „Keine Industrienation wird
größere Anstrengungen unterneh-
men beim Schutz des Klimas.“ Gren-
zen setze allein das technisch und
physikalisch Mögliche – was poli-
tisch und finanziell machbar sei, hal-
te der Koalitionsvertrag fest. Ziel ist
es, Deutschland bis 2045 klima-

neutral zu machen – also dafür zu
sorgen, dass das Land bis dahin nur
noch so viele klimaschädliche Gase
ausstößt, wie wieder gebunden wer-
den können.

Sozialstaat In einem Klima-Check
soll jedes Ministerium seine Gesetz-
entwürfe auf die Einhaltung der Kli-
maziele prüfen. Außerdem wollen
die Ampel-Parteien schon 2022 ein
Klima-Sofortprogramm verabschie-
den. Herzstück ist der deutlich be-
schleunigte Ausbau erneuerbarer

Energien. Beim Sozialen ist der An-
spruch des Aufbruchs deutlich: Den
Sozialstaat will die Ampel digitaler,
bürgerfreundlicher, einfacher ma-
chen. Im Jobcenter soll ein Vertrau-
ensverhältnis zu den Arbeitslosen
herrschen. Arbeitslosengeld II oder
gar Hartz IV sollen als Begriffe der
Vergangenheit angehören – beim an
seine Stelle tretenden Bürgergeld
sollen Vermögensprüfungen wegfal-
len. SPD, Grüne und FDP wollen
auch eine Förderung für eine flä-
chendeckende Presseversorgung

prüfen, wie aus dem Koalitionsver-
trag des künftigen Ampelbündnis-
ses hervorgeht. Darin heißt es: „Wir
wollen die flächendeckende Versor-
gung mit periodischen Presseer-
zeugnissen gewährleisten und prü-
fen, welche Fördermöglichkeiten
dazu geeignet sind.“ Die bisherige
schwarz-rote Koalition im Bund hat-
te in ihrer Regierungszeit über ei-
nen längeren Zeitraum an einer
staatlichen Förderung von Presse-
verlagen in Millionenhöhe gearbei-
tet. Es wurden mehrere Optionen
geprüft und verfolgt – am Ende wur-
de das Vorhaben aber gestoppt.

Presseverlage hatten in der Ver-
gangenheit immer wieder speziell
für eine Förderung des Bereichs Zu-
stellung von Presseerzeugnissen
wie Zeitungen und Zeitschriften plä-
diert. Hintergrund ist, dass Verlage
gestiegene Zustellkosten auch mit
Blick auf ländliche Regionen und
sinkende Auflagenzahlen von ge-
druckten Produkten beklagen.

Wie das alles finanziert werden
soll, bleibt allerdings etwas vage:
Keine neuen Staatsschulden, keine
höheren Steuern, dafür etwas spa-
ren bei Subventionen. Dazu ein paar
Tricks wie staatliche Gesellschaf-
ten, die auch mit Schuldenbremse
Kredite aufnehmen dürfen. Klar sei,
dass auch die Privatwirtschaft viel
Geld locker machen müsse, sagt
Scholz – und schlüpft wohl ein letz-
tes Mal in die Rolle des Finanzminis-
ters, weil seine Kollegen auf dem Po-
dium zu Finanzierungsfragen kaum
sprechen wollen.

Zweifler verweist Scholz auf die
Ampel als Technik. „Die erste Ver-
kehrsampel ist im Jahre 1924 in Ber-
lin errichtet worden, am Potsdamer
Platz. Damals zunächst noch eine
ungewöhnliche Technik. Kann das
funktionieren, haben die Leute
skeptisch gefragt?“, sagt er.

„Heute ist die Ampel nicht mehr
wegzudenken, wenn es darum geht,
die Dinge klar zu regeln und für die
richtige Orientierung zu sorgen,
und dafür, dass alle zügig und sicher
vorankommen. Mein Anspruch als
Bundeskanzler ist es, dass dieses
Ampelbündnis eine ähnlich
wegweisende Rolle für Deutschland
spielen wird.“ dpa

 „In einer Zeit, wo
so viel Sorge,

Angst und Ver-
unsicherung da

ist, ist es wichtig,
dass wenigstens
ab und zu ein Zei-
chen, ein Doku-
ment in diesem
Fall, des Mutes
und der Zuver-
sicht gegeben

wird. Und ein sol-
ches legen wir
Ihnen hiermit

heute vor.“
Robert Habeck
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Interessen des ländlichen Raums
sieht Abel gestärkt, etwa durch
mehr Digitalisierung.

„Der Vertrag zeigt: Die Ampel
wird eine Koalition der großen Unsi-
cherheiten werden – in Bezug auf
Wirtschaft, Finanzen sowie innere
und äußere Sicherheit“, meint der
Heilbronner CDU-Abgeordnete
Alexander Throm. Besonders bei
der „Steuerung und Begrenzung
der Migration“ und der inneren Si-
cherheit gingen „linksliberale Ideo-
logien“ vor Schutz der Bevölkerung.

„Die Ampelkoalition ist offenbar
wild entschlossen, die energiepoliti-
sche Geisterfahrt der Merkel-Ära
fortzusetzen und noch zu intensivie-
ren“, beklagt Marc Jongen, AfD-
Abgeordneter im Wahlkreis Ne-
ckar-Zaber. Durch den Kohleaus-
stieg 2030 und den Ausbau der er-
neuerbaren Energien drohe ein
Blackout. Jongen befürchtet, „dass
der Migrationsdruck auf Deutsch-
land noch weiter zunehmen wird“.

reichen Klimawandel, Digitalisie-
rung, Wirtschaft, Rechtsstaat und
Gesellschaft“. Die FDP habe durch-
gesetzt, dass trotz Investitionen die
Schuldenbremse eingehalten werde
und das Wahlalter auf 16 sinke. „Als
Mitverhandler in den beiden Ar-
beitsgruppen Europa und Interna-
tionales freue ich mich insbesonde-
re über das Bekenntnis zu einem
strategisch souveränen Europa als
Schlüssel für eine erfolgreiche Au-
ßen- und Sicherheitspolitik.“

Die Vereinbarungen der drei Par-
teien stünden symbolisch für die
Vielfalt der deutschen Gesellschaft,
sagt Valentin Abel, Hohenloher Ab-
geordneter der FDP. „Wenn wir es
schaffen, gemeinsam das Land vo-
ranzubringen, ist das ein Signal an
die Menschen: Zusammenhalt und
Fortschritt kann auch bei unter-
schiedlichen Sichtweisen gelingen.“
Der Vertrag sei ein „wichtiges Fort-
schrittssignal“ nach Jahren des poli-
tischen Stillstands. Besonders die

cher Schritt zum Schutz der Arten-
vielfalt.“ Noch weitreichender hät-
ten für Ebner die Vereinbarungen
zur Mobilitätswende sein können.

Für den Heilbronner FDP-Abge-
ordneten Michael Link bringt der
neue Koalitionsvertrag „zahlreiche
Modernisierungsimpulse in den Be-

genüber dem Sondierungspapier,
etwa ein Kohleausstieg 2030 und der
Ausbau des Anteils der erneuerba-
ren Energien auf 80 Prozent. „Das
Ziel, den Ökolandbau bis 2030 auf 30
Prozent auszubauen und den Ein-
satz von Pestiziden auch damit deut-
lich zu verringern, ist ein wesentli-

Kevin Leiser, SPD-Abgeordne-
ter im Wahlkreis Schwäbisch Hall-
Hohenlohe, findet: „Der Koalitions-
vertrag ist getragen vom Mut für
Neues und von Lust, die Zukunft ak-
tiv zu gestalten.“ Besonders wichtig
sei, dass der ländliche Raum ge-
stärkt werde, etwa durch eine gute
Gesundheitsversorgung, schnelles
Internet und eine bessere Mobilität.
„Mit 12 Euro Mindestlohn, Renten-
garantie und mehr bezahlbaren
Wohnungen sind Kernforderungen
der SPD enthalten“, sagt Leiser. Er
werde nun dafür kämpfen, „bis die
Worte Gesetze sind“.

Der Ampel-Koalitionsvertrag sei
„erstaunlich gelungen“, meint der
Hohenloher Grünen-Abgeordnete
Harald Ebner. „Das war nicht
selbstverständlich. Umso mehr kön-
nen die gefundenen Einigungen
eine gute Grundlage für die Regie-
rungsarbeit der nächsten vier Jahre
sein.“ Besonders wichtig seien die
Fortschritte beim Klimaschutz ge-

Von unserem Redakteur
Christoph Donauer

REGION Unter den Bundestagsabge-
ordneten aus der Region gibt es un-
terschiedliche Meinungen zum Am-
pel-Koalitionsvertrag.

Für den Heilbronner SPD-Abge-
ordneten Josip Juratovic markiert
der Koalitionsvertrag einen echten
Neuanfang. Natürlich habe es bei
den drei unterschiedlichen Parteien
bei vielen Themen Diskussionsbe-
darf gegeben, sagt Juratovic. „Aber
ich finde, wir haben eine sehr gute
Basis, um vertrauensvoll und ge-
meinsam die nächsten vier Jahre un-
ser Land voranzubringen.“ Beson-
ders die Erhöhung des Mindest-
lohns, das Ende sachgrundloser Be-
fristungen und die Eingrenzung der
Leiharbeit sind für Juratovic wichti-
ge Punkte, außerdem die Stärkung
Europas. „Nur gemeinsam können
wir globale Konflikte und die Klima-
krise erfolgreich bewältigen.“

Was rWas rW egionale Abgeordnete über den Koalitionsvertrag denken
Neuanfang, Modernisierungsprojekt, linksliberale Ideologie oder politische Geisterfahrt? Regionale Politiker beurteilen die Ampel-Pläne unterschiedlich

Drei Parteien, ein Vertrag: Gestern stellten Christian Lindner (FDP, von links), Olaf
Scholz (SPD), Annalena Baerbock und Robert Habeck (Grüne) ihre Ziele vor. Foto: dpa

Die wichtigsten Punkte
Mindestlohn: Der gesetzliche Min-
destlohn soll von derzeit 9,60 Euro
auf zwölf Euro pro Stunde steigen.

Mieten: Die Mietpreisbremse soll
verlängert und verschärft werden.

Energiekosten: Zum 1. Januar 2023
soll die Finanzierung der milliarden-
schweren EEG-Umlage über den
Strompreis abgeschafft werden.

Staatsverschuldung: Die im
Grundgesetz verankerte Schulden-
bremse soll ab 2023 wieder einge-
halten werden.

Nahverkehr: In den Ausbau des
öffentlichen Nahverkehrs soll mehr
Geld gesteckt werden.

Bahnreform: Zwischen den größten
Städten sollen Züge künftig im Halb-
stundentakt fahren.

Drogen: Cannabis soll für Erwachse-
ne zu Genusszwecken in lizenzierten
Geschäften erhältlich sein.

Flüchtlinge: Mehr Flüchtlinge sollen
künftig ihre Angehörigen zu sich
nach Deutschland holen können.

Rüstungsexporte: Die deutschen
Rüstungsexporte sollen mit einem
neuen Gesetz effektiver beschränkt
werden.

Wahlalter: Das Mindestalter für die
Teilnahme an Bundestagswahlen
soll auf 16 Jahre gesenkt werden.

Erneuerbare Energien: Bis 2030
soll Deutschland 80 Prozent seines
Stroms aus erneuerbaren Energien
beziehen.

Führerschein: SPD, Grüne und FDP
wollen das Mindestalter zum Erwerb
eines Pkw-Führerscheins senken
und begleitetes Fahren bereits ab 16
Jahren ermöglichen. dpa
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